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Nach dem Scheitern der Verhandlungen mit der Bahn AG nimmt die GDL die Streiks zur
Durchsetzung ihrer Tarifforderungen wieder auf. Die Arbeitsniederlegung beginnt am 6. März,
18.00, im Güterverkehr, am 7. März, 2.00 morgens, folgt der Personenverkehr.

Befristet ist der Streik auf 35 Stunden, um damit noch einmal der Forderung nach
Arbeitszeitverkürzung für die Beschäftigten im Schichtdienst Nachdruck zu verleihen.

Warum scheiterten die Verhandlungen?

Nach gut einem Monat Geheimverhandlungen samt Friedenspflicht verließ die Gewerkschaft die bis
zum 3. März terminierten Unterredungen am 29. Februar vorzeitig. Offizieller Grund: Der DB-
Vorstand hätte Interna an die Bild-Zeitung weitergegeben und damit die vereinbarte
„Vertraulichkeit“ gebrochen. Was immer man davon halten mag, so lässt diese Begründung tief in
die Bürokrat:innenseele der GDL-Spitze um Weselsky blicken. Wie die GDL bei Tarifabschlüssen mit
der privaten Konkurrenz selbst immer wieder hervorhebt, stellen für sie Geheimverhandlungen und
Sozialpartner:innenschaft nicht das Problem dar, sondern der mangelnde „Respekt“ des
Bahnvorstandes für ihre Gewerkschaft. Schon deswegen – aber noch vielmehr wegen ihrer
unkritischen Haltung zur AfD, der Gründung einer eigenen GDL-Verleihfirma und ihrer
Unterstützung der Bahnprivatisierung – ist ein unkritisches Abfeiern von Weselsky und Co.
unangebracht.

Doch immerhin. Die Verhandlungen sind gescheitert, ein fauler Kompromiss konnte bei den
Geheimgesprächen unter Ausschluss der Öffentlichkeit und „natürlich“ auch der GDL-Mitglieder
nicht erzielt werden. Und das ist eine gute Nachricht für alle Gewerkschafter:innen und Linken.

Der Bahnvorstand, die bürgerliche Presse und die Bundesregierung schieben die Schuld dafür
natürlich einseitig der GDL zu. Diese habe nur stur ihre Maximalforderungen wiederholt, statt diese
am Verhandlungstisch aufzuweichen. Selbst das ist Unsinn. Die GDL hatte schon vor Beginn der
Verhandlungen einen Kompromiss gegenüber einer sofortigen Umsetzung der 35-Stunden-Woche
bei vollem Lohnausgleich ins Spiel gebracht – nämlich die Tarifvereinbarungen bei den
Privatbahnen, die eine schrittweise Umsetzung der Forderung vorsehen.

So beinhalten die Abschlüsse bei Netinera Deutschland (u. a. ODEG und vlexx; Töchter der
italienischen Staatsbahn Trenitalia), metronom und Go-Ahead, dass dort ab 2028 die 35-Stunden-
Woche kommt. Bis dahin sollen eine schrittweise Anpassung der Arbeitszeit, eine
Inflationsausgleichsprämie über 3.000 Euro in zwei Schritten, eine Entgelterhöhung 2024 in zwei
Schritten um brutto 420 Euro und Zuschläge von +5 % erfolgen. Die Entgeltlaufzeit beträgt 24
Monate, die Laufzeit der Arbeitszeit geht bis Ende 2027. Erkauft wird das Ganze wohl damit, dass
das Wahlmodell mit zusätzlichem Urlaub wegfällt – die kürzere Arbeitszeit bringt unterm Strich
zwar mehr Freizeit, aber eben bestimmt durch Dienstpläne und nicht nach den selbst ausgewählten
Urlaubszeiträumen, wobei über diese letztlich auch die Disponent:innen und
Personaleinsatzplaner:innen entscheiden.

Die GDL wäre sicher bereit gewesen, einen solchen Abschluss mit den dazu gehörigen Kröten auch
bei der DB AG hinzunehmen und abzufeiern. Er hätte die Umsetzung der 35-Stunden-Woche deutlich
gestreckt, die geforderte Laufzeit hätte sich von einem Jahr auf 2 Jahre verdoppelt und die
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Entgelterhöhung wäre klar unter den 550 Euro für alle geblieben.

Ebenso wie die Mär von der ultrasturen GDL können wir die psychologisierenden Einschätzungen
beiseitelassen, die die Länge bzw. Kürze der Verhandlungen nur der Profilierungssucht des GDL-
Vorsitzenden Weselsky zuschreiben.

Wirkliche Ursachen

Ein Licht auf die wirklichen Ursachen des Scheiterns wirft ironischer Weise die Erklärung des
Bahnvorstandes. Die GDL, so heißt es, hätte sich seit Beginn der Verhandlungen Anfang Februar
über Wochen nicht bewegt und „bis zuletzt dogmatisch auf der 35-Stunden-Woche bei vollem
Lohnausgleich“ beharrt. Lassen wir einmal beiseite, dass die GDL so dogmatisch gar nicht war, so
läuft der ganze Vorwurf darauf hinaus, dass die Gewerkschaft bei den Verhandlungen ihre eigenen
Forderungen nicht gänzlich zurückgenommen hat oder jedenfalls nicht in einem für die DB
akzeptablen Maß.

Nach Jahrzehnten sozialpartnerschaftlicher Tarifrundenrituale gilt es mittlerweile als normal, dass
eine Gewerkschaft ohnedies nicht ernsthaft für ihre aufgestellten Forderungen eintritt. Das steht
jetzt ein Stück weit infrage. Und das geht natürlich nicht. Daher rufen Unternehmerverbände und
Unionsparteien einmal mehr nach Zwangsschlichtungen bei „kritischer Infrastruktur“. Dort sollten
Streiks erst möglichst werden nach einer etwaigen gescheiteren Schlichtung und auch dann nur
innerhalb enger Grenzen.

Dass sich die GDL bei der Bahn zu einer härteren Gangart gezwungen sieht, hat nichts mit einer
grundsätzlich fehlenden Kompromissbereitschaft oder einem grundlegend anderen Charakter der
Gewerkschaft zu tun, sondern damit, dass sie vor dem Hintergrund des reaktionären
Tarifeinheitsgesetzes einen Existenzkampf nicht nur gegen das Management, sondern um ihre
Anerkennung als Gewerkschaft führt. Daher muss sie sich gegen die größere und bei
Lohnverhandlungen moderatere EVG zu profilieren versuchen.

Und das bringt Forderungen nach weiteren Einschränkungen des Streikrechts zutage, eine
öffentliche Hetze gegen den Streik, der auf dem Rücken der Fahrgäste ausgetragen würde. Anders
als bei früheren Arbeitskämpfen stimmt mittlerweile auch der Fahrgastverband Pro Bahn in diesen
Chor ein. Bahn AG und GDL würden die Verkehrwende, die die Regierung ohnedies nur im
Schneckentempo voranbringt und die Verkehrsminister Wissing sabotiert, wo er nur kann,
kaputtmachen. Die Regierung müsse jetzt intervenieren, fordert Pro Bahn – ein Aufruf, das
Streikrecht der GDL zu beschneiden!

Solidarität mit dem Streik!

In Wirklichkeit stellt der Vorwurf, die GDL (oder im Frühjahr 2023 auch die EVG) würde mit Streiks
die Verkehrwende kaputtmachen und die Menschen von der Schiene vertreiben, reinen Zynismus
dar. Schließlich sind die Gewerkschaften und die Beschäftigten ganz sicher nicht schuld, dass die
Bahn seit Jahrzehnten kaputtgespart wird, ein unsinniger und chaotisierender
Privatisierungsvorschlag dem nächsten folgt, die Preise stetig erhöht werden, statt den kostenlosen
ÖPNV einzuführen oder wenigstens das Deutschlandticket für die nächsten Jahre bei 49 Euro zu
fixieren. Selbst dazu sind jene nicht willens oder fähig, die jetzt über ein angeblich drohendes
Streikchaos wettern.

Dabei macht die GDL nur, was jede ernstzunehmende Gewerkschaft tun sollte. Sie versucht, ihren
Forderungen mit eskalierenden Streiks Nachdruck zu verleihen. Daher kündigt sie für die nächsten
Wochen an, die Arbeitsniederlegungen nicht mehr längerfristig vorher bekanntzugeben, so dass die



Bahn AG keine Notfahrpläne erstellen kann. Diese sog. Wellenstreiks sind eine durchaus kluge und
naheliegende Taktik, um den Druck auf die Gegenseite zu erhöhen. Zugleich signalisiert sie auch,
dass die GDL selbst vor einem unbefristeten Vollstreik zurückschreckt, ja, deren Vorsitzender
Weselsky hat diesen wiederholt ausgeschlossen.

Die Bahn AG, die Regierung und sämtlich bürgerlichen Kräfte werden versuchen, die GDL durch
öffentlichen Druck in die Knie zu zwingen – vor allem, indem sie sich als Vertreter:innen der
Fahrgäste aufspielen. Die GDL hat zweifellos recht damit, wenn sie den Bahnvorstand für das
Scheitern der Verhandlungen verantwortlich macht, weil dieser zu keinen substantiellen
Zugeständnissen bei der 35-Stunden-Woche bereit ist.

Aber es reicht gegen eine offensive öffentliche Medienkampagne sicher nicht, das nur bei einer
Pressekonferenz zu erklären. Damit die GDL den weiteren Arbeitskampf erfolgreich bestehen kann,
muss sie auch anfangen, diesen anders als bisher zu führen. Es reicht nicht, dass die Mehrzahl der
Streikenden einfach zuhause bleibt. Vielmehr wird es für einen längeren Arbeitskampf nötig sein,
dass diese aktiv mit Infoständen, Demonstrationen, Flugblättern, auf sozialen Medien für ihren
Streik werben und erklären, warum ein Sieg der GDL im Interesse aller Lohnabhängigen liegt. Der
Kampf muss auch auf öffentlicher und politischer Ebene geführt werden, nicht nur auf einer rein
gewerkschaftlichen.

Das erfordert auch, dass der Streik und erst recht die Verhandlungen nicht mehr als reine Top-
Down-Veranstaltungen von Claus Weselsky geführt werden können oder sollen. Das liegt zum einen
daran, dass die GDL-Spitze wie schon bei Aufnahme der Geheimverhandlungen Ende Januar
durchaus auch faule Kompromisse einzugehen imstande ist und daher von den Beschäftigten
kontrolliert werden muss. Es ist auch deutlich, dass ein längerer Streik nur durch die Aktivierung
der Mitgliedschaft in Vollversammlungen und gewählten, abwählbaren und rechenschaftspflichtigen
Streikkomitees durchhaltbar sein wird, also durch eine massive Verbreiterung der Basis der aktiven
Gewerkschafter:innen.

Schließlich erfordert ein solcher Arbeitskampf die aktive Unterstützung durch die gesamte
Gewerkschaftsbewegung und die Bildung von Solidaritätskomitees, um Gegenöffentlichkeit zu
erzeugen und Solidaritätsaktionen und -streiks durchzuführen.

Und die EVG?

Die Solidarisierung mit der GDL wäre dabei zuerst die Aufgabe ihrer „Konkurrenz“ bei der Bahn AG.
Doch was tut die EVG? Sie schweigt sich aus – bestenfalls!

Wer beim Angriff auf andere Gewerkschafter:innen, die für Arbeitszeitverkürzung und höhere Löhne
streiken, nichts tut, der unterstützt letztlich die Kapitalseite! Im Tarifkampf „unparteiisch“ zu
bleiben, hilft nur der Konzernleitung und sonst niemand.

Es schwächt letztlich sogar die EVG selbst, die bei ihren nächsten Tarifrunden und Arbeitskämpfen
dem GDL-Vorstand schon jetzt die Argumente liefert, dann seinerseits die Füße stillzuhalten. Diese
wechselseitige Entsolidarisierung stellt letztlich ein Kernproblem der Bahnbeschäftigten dar – und
muss durchbrochen werden.

Die durchaus berechtigten und richtigen Kritikpunkte der EVG an der GDL, wie z. B., keine klare
Kante gegen die AfD und gegen Rassismus zu zeigen und der von Unionsparteien, FDP und Grünen
forcierten Zerschlagung der Bahn keinen Widerstand entgegenzubringen, werden letztlich hohl und
verlieren ihre Wirkung, wenn sie nur als Vorwand dienen, der GDL jede Solidarität, jede
Unterstützung zu versagen, wenn sie richtig, also im Interesse der Gewerkschaftsmitglieder handelt.



Die EVG-Spitze belässt es dabei keineswegs nur bei reiner Passivität. Sie geht vielmehr offen gegen
eigene Gliederungen wie die EVG-Betriebsgruppe DB Systel Frankfurt vor, die sich offen mit dem
GDL-Streik solidarisierte. Statt diese Solidarität zu verallgemeinern, drohen den
Vorstandsmitgliedern der Betriebsgruppen jetzt Rügen und Funktionsverbote. In Wirklichkeit
müssten solche gegen die Spitze der EVG wegen ihres unsolidarischen und
gewerkschaftsschädigenden Verhaltens verhängt werden.

Bei der Bahn ist Solidarität eine unerlässliche Grundvoraussetzung für den laufenden Streik und
zukünftige Kämpfe. Ein GDL-Erzwingungsstreik braucht die Solidarität aller Beschäftigen, aller
Gewerkschafter:innen. In der EVG und unter den Bahnbeschäftigten braucht es Versammlungen von
Abteilungen und Betriebsgruppen, um nicht nur die Solidarität mit der GDL zu erklären, sondern
auch die Forderung zu erheben, selbst den Kampf um eine 35-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und
Personalausgleich für den gesamten Konzern aufzunehmen, so also den Kampf und die Streikfront
direkt auszuweiten – und letztlich auch gemeinsame, gewerkschaftsübergreifende Streikkomitees zu
bilden.


